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Regierung von Oberbayern als Höhere Landesplanungsbehörde;  
Schreiben vom 21.02.05 
 
Es wird auf die Stellungnahme vom 15.11.2004 im Verfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB 
verwiesen, wonach die Planung den Erfordernissen der Raumordnung nicht entgegensteht, 
sofern auch die Verkaufsfläche von maximal 2.000 qm festgesetzt wird. Der Technische 
Ausschuss hat dies in seiner Sitzung am 11.01.2005 so beschlossen. Diese beschlossene 
Festsetzung wurde jedoch versehentlich nicht in den Plan übernommen.  
Zwischenzeitlich wurde für die entsprechende Änderung des Bebauungsplanes das 
vereinfachte Änderungsverfahren nach § 13 BauGB durchgeführt. Dies war möglich, da 
durch diese ergänzende Festsetzung die Grundzüge der Planung nicht berührt werden, 
Bürger und weitere Träger öffentlicher Belange, als die Regierung von Oberbayern, hiervon 
nicht betroffen sind.  
Mit Schreiben vom 02.03.05 wurde die künftige Betreibergesellschaft, EDEKA Handelsges. 
Südbayern mbH, von der geplanten Festsetzung unterrichtet. Mit Schreiben vom 07.03.05 
hat EDEKA dieser geplanten Festsetzung zugestimmt.  
 
Eine erneute öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 3 BauGB ist daher nicht mehr 
erforderlich.  
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen bestätigte  der Technische Ausschuss seinen Beschluss 
vom 11.01.05, wonach die Forderung der Regierung von Oberbayern anerkannt wird und 
somit der Bebauungsplan um die Festsetzung einer maximalen Verkaufsfläche von 
2.000 qm zu ergänzen ist.  
 
Landratsamt Ebersberg; Schreiben vom 08.03.05 
 
A) Aus baufachlicher Sicht besteht mit dem Bebauungsplan i.d.F.v. 01.01.05 

Einverständnis. 
 
B) Immissionsschutzfachliche Stellungnahme  
 
1. In der Festsetzung Ziffer B 6.1 ist noch auf den schalltechnischen Bericht Nr. M47371/8 

vom 25.02.2005 hinzuweisen.  
 
Anmerkung der Verwaltung:  
Der schalltechnische Bericht M47737/8 vom 25.02.05 wurde nicht zum Bebauungsplan 
Nr. 159 – Sondergebiet Frischemarkt – erstellt, sondern zum angrenzenden 
Bebauungsplan Nr. 156 – Friedenseiche V -. Änderungen des Bebauungsplanes 
Nr. 159  -Frischemarkt- werden dadurch aber nicht notwendig. Nachdem der schall-
technische Bericht auch auf den Frischemarkt Bezug nimmt ist ein Hinweis auf diesen 
schalltechnischen Bericht wie von der Unteren Immissionsschutzbehörde (UIB) vor-
geschlagen, sinnvoll  
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss den Bebauungs-
plan und die Begründung um den Hinweis auf den schalltechnischen Bericht Nr. M 
47371/8 vom 25.02.05 zu ergänzen.    
 

2. Die Untere Immissionsschutzbehörde empfiehlt außerdem noch folgende textliche 
Ergänzung der Festsetzung B6.1:  
Schalltechnisch relevante bauliche sowie betriebliche Abweichungen von den 
bisherigen Annahmen oder Angaben in den vorgenannten Gutachten zu (z.B. 
Änderungen der baulichen Anordnung der Gebäude im Grundstück, Änderung der 
Betriebsabläufe, Lieferverkehrsintensivierung, Verlagerung von Lieferzeiten in die 
Nachtzeit hinein, etc.) bedürfen einer ergänzenden technischen Begutachtung und sind 
der UIB vorzulegen.   
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Anmerkung der Verwaltung  
Bei dieser textlichen Ergänzung handelt es sich, wie auch die UIB festgestellt hat, um 
einen redaktionellen Hinweis, der keine materielle Änderung des Bebauungsplanes mit 
sich bringt.   
Die von der UIB vorgeschlagene Ergänzung ist zur Klarstellung hilfreich.  
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss die Festsetzung 
B6.1 um die von der UIB vorgeschlagene Klarstellung zu ergänzen.   
 

3.  Die UIB verweis auf den schalltechnischen Bericht, wonach die Lärmschutzmaßnahme 
an der Nordostecke des Grundstückes bis zur künftigen Straße zu führen ist.   
 
Anmerkung der Verwaltung:  
Die Feststellung der UIB ist richtig. Versehentlich wurde die Lärmschutzmaßnahme auf 
einer Strecke von ca. 7 m nördlich der Grünflächen nicht in den Bebauungsplan 
eingetragen.   
Eine Änderung des Bebauungsplanes ist daher erforderlich. Die Grundzüge der 
Planung werden dadurch jedoch nicht berührt. Aus diesem Grund wurde 
zwischenzeitlich ein Änderungsverfahren gemäß § 13 BauGB durchgeführt. Betroffen 
von der Maßnahme ist die Stadt Ebersberg als Grundstückseigentümer der betroffenen 
Grundstücke sowie auch die künftige Betreibergesellschaft die Firma EDEKA.  
Die Firma EDEKA hat dieser Änderung zu gestimmt.   
 
Eine erneute öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 3 BauGB ist daher nicht mehr 
erforderlich.  
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss den 
Bebauungsplan entsprechend zu ergänzen.   
 

4. Weiter verweist die UIB darauf, dass nach dem schalltechnischen Bericht an der 
Südwestseite eine Schallschutzmaßnahme zur Abschirmung der Anlieferzone 
erforderlich ist und deshalb nachgetragen werden sollte.   
 
Anmerkung der Verwaltung:  
Bei einer Überprüfung durch das Büro MüllerBBM stellte sich heraus, dass die 
Richtwerte auch ohne diese Wand nicht überschritten werden. Unabhängig davon plant 
EDEKA die Einhausung der gesamten Anlieferzone innerhalb des ausgewiesenen 
Bauraums. Dadurch wird sich zumindest eine Situation einstellen, die mit der im 
Bebauungsplan nicht eingetragenen Schallschutzmaßnahme erreicht würde.   
Eine Ergänzung des Bebauungsplanes ist daher nicht erforderlich.   
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss dem Vorschlag 
der Verwaltung zu folgen und den Bebauungsplan nicht zu ändern.   

 
 

Straßenbauamt München; Schreiben vom 01.03.05 
 
1. Im o.g. Schreiben wird gefordert, dass der Bebauungsplan erst dann in Kraft gesetzt 

werden darf, wenn eine Vereinbarung über den Straßenausbau im Zuge der B 304 
abgeschlossen ist.   
 
Anmerkung der Verwaltung:  
Anlässlich einer telefonischen Besprechung mit dem Straßenbauamt München wurde 
diese Forderung zurückgenommen. Voraussetzung ist jedoch, dass der Abschluss 
einer entsprechenden Vereinbarung durch den TA betätigt wird. Der TA wurde hierzu 
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auf den zwischenzeitlich mit EDEKA abgeschlossenen Erschließungsvertrag erinnert, 
wonach EDEKA die anteilmäßigen Kosten hierfür trägt.   
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss die vom 
Straßenbauamt geforderten Vereinbarungen zur Anlegung der Linksabbiegespur im 
Zuge der B 304 abzuschließen.   
 

2. Für die Anlegung der Linksabbiegespuren ist eine Erschließungsplanung notwendig, die 
dem Straßenbauamt zur Zustimmung vorzulegen ist. Vor Abschluss dieser 
Vereinbarung dürfen an der Bundesstraße keine Veränderungen angenommen werden. 
  
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss die Forderung 
anzuerkennen.   
 

3. Das Straßenbauamt wendet sich gegen die im Bebauungsplan festgesetzten Bäume 
entlang der B 304, da sie nur einen Pflanzabstand von etwa 8 m aufweisen. Innerhalb 
der Sichtflächen würde dieser geringe Abstand zu nicht hinnehmbaren Sichtbeein-
trächtigungen führen. Der Pflanzabstand ist innerhalb der Sichtflächen auf 15 -20 m zu 
vergrößern. Außerdem wird darauf hingewiesen, dass bei Baumneupflanzungen ent-
lang der B 304 die Zustimmung des  Straßenbauamtes vor der Ausführung einzuholen 
ist.   
 
Anmerkung der Verwaltung  
Das Straßenbauamt München ist insbesondere im Hinblick auf die zu erwartende 
Südumgehung und die damit verbundene Abstufung der jetzigen B 304 zur 
Gemeindestraße mit einer vertraglichen Regelung einverstanden. Dabei verpflichtet 
sich die Stadt innerhalb der Sichtflächen bis zur Abstufung zur Gemeindestraße nur 
jeden zweiten Baum zu pflanzen, wodurch der geforderte Abstand von 15 – 20 m 
zwischen den Bäumen erreicht wird.   
Auf eine Änderung des Bebauungsplanes wird seitens des Straßenbauamtes 
verzichtet.   
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss eine 
entsprechende Vereinbarung mit dem Straßenbauamt abzuschließen.   
Die Forderung, vor der Neupflanzung die Zustimmung des Straßenbauamtes 
einzuholen, wird anerkannt.   
 

4. Das Straßenbauamt verweist hinsichtlich der Zufahrt zum Aldi auf seine Stellungnahme 
vom 27.12.2004, wonach die bestehende Linksabbiegespur auf der B 304 zurück-
zubauen ist. Abweichend von der damaligen Stellungnahme besteht jedoch seitens des 
Straßenbauamtes damit Einverständnis, dass die Zufahrt für Rechtsabbieger aus 
östlicher Richtung erhalten bleibt. Klargestellt wird, dass einem Ausfahren in die B 304 
nicht zugestimmt wird. Um einem missbräuchlichen Ausfahren vorzubeugen, ist jedoch 
eine bauliche Umgestaltung der bestehenden Zufahrt zwingend erforderlich.   
 
Anmerkung der Verwaltung:  
Die Änderung der Zufahrt wurde mit den Vertretern Aldi bereits besprochen und eine 
grundsätzliche Zustimmung zugesichert. Die Details werden im Zuge der Straßen-
planung festgelegt.   
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss die Forderungen 
des Straßenbauamtes anzuerkennen. Eine Änderung des Bebauungsplanes ist damit 
nicht verbunden.   
  

5. Das Straßenbauamt fordert weiter, den derzeitigen Geh- und Radweg in Richtung 
Kirchseeon hinsichtlich seiner derzeitigen Breite von 2,50 m zu erhalten. Bei der 


















